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UNTERLASSUNGSANSPRUCH AUCH FÜR PERSONALRÄTE
Die bisherige Rechtslage:

Im Bereich der wirtschaftlichen Angelegenheiten, insbesondere bei Dienststellenänderungen haben Personalräte bislang weitaus weniger Rechte als Betriebsräte. Hinzu kommt, daß das Bundesverwaltungsgericht und die Oberverwaltungsgerichte bislang in ständiger Rechtsprechung einen Unterlassungsanspruch für Personalräte abgelehnt haben. Begründet wurde dies damit, daß eine den Unterlassungsanspruch des § 23 BetrVG entsprechende Vorschrift in den Personalvertretungsgesetzen fehle.

Die neue Ausgangssituation:

Auf europäischer Ebene wurde die Richtlinie für die Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer (2002/14/EG) am 11. März 2002 in Kraft gesetzt. Danach sind die ArbeitnehmerInnen bzw. - soweit vorhanden - die Arbeitnehmervertretungen - rechtzeitig und umfassend zu informieren über:

·  die wirtschaftliche Ist-Situation sowie die wahrscheinliche Weiterentwicklung

·  die Beschäftigungssituation, die Beschäftigungsstruktur, die wahrscheinliche Beschäftigungsentwicklung und die geplanten vorbeugenden Maßnahmen, insbesondere bei einer Bedrohung für die Beschäftigung

·  Entscheidungen, die wesentliche Veränderungen der Arbeitsorganisation oder der Arbeitsverträge mit sich bringen.

Die Richtlinie gilt nach ihrem Artikel 2 auch für Behörden, Dienststellen, Anstalten des öffentlichen Rechts etc., die wirtschaftlich arbeiten.

In Artikel 8 der Richtlinie werden die Mitgliedstaaten aufgefordert, für den Fall, daß der Arbeitgeber sich nicht an diese Richtlinie hält, geeignete Sanktionsmaßnahmen, insbesondere durch Verwaltungs- und Gerichtsverfahren, vorzusehen.

Die neue Rechtslage:

Die Richtlinie ist spätestens bis zum 23. März 2005 umzusetzen. Bis zu ihrer Umsetzung in nationales Recht ist die Richtlinie bei der Auslegung des deutschen Rechts zu berücksichtigen. Dies bedeutet, daß die Verwaltungsgerichte die Richtlinie bei der Frage, ob einem Personalrat ein Unterlassungsanspruch zusteht, zu berücksichtigen haben.

Die Rechtssituation von Personalräten wurde durch diese Richtlinie entscheidend verbessert: Soweit der Arbeitgeber/Dienststellenleiter Maßnahmen plant, bei denen das Informations- und Anhörungsrecht der Arbeitnehmervertretung nach der Richtlinie 2002/14/EG betroffen ist, steht dem Personalrat nunmehr ein Unterlassungsanspruch zu. Denn nur ein solcher stellt ein wirkungsvolles Sanktionsinstrument dar, mit dessen Hilfe die Erfüllung der Rechte der Arbeitnehmervertretung durchgesetzt werden kann.

Ein Rechtsgutachten des Deutschen Gewerkschaftsbundes (www.einblick.dgb.de) kommt zu derselben Auffassung.

Personalräte, in deren Dienststelle derzeit Stellenabbau, Umstrukturierungen, Änderungskündigungen oder ähnliches geplant sind, sollten diese mögliche Änderung in der Rechtsprechung bei den Verhandlungen mit dem Arbeitgeber und den strategischen Planungen berücksichtigen.
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